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A.  Vorbemerkungen 

Aus Gründen der Transparenz weise ich darauf hin, dass ich in meiner 

Eigenschaft als stellvertretende Landesvorsitzendes des BUND Landes-

verband Sachsen e.V. zum vorliegenden Gesetzesentwurf im Namen des 

Verbandes bereits eine Stellungnahme abgegeben habe. 

Gegenstand der vorliegenden Stellungnahme ist der Gesetzentwurf der Säch-

sischen Staatsregierung zur Beschleunigung der Verfahren im Straßenrecht 

und im Umweltverträglichkeitsprüfungsrecht (Sächsischer Landtag, Drucksa-

che 8/5066), der insbesondere Änderungen des Sächsischen Straßengeset-

zes (SächsStrG) sowie des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

im Freistaat Sachsen (SächsUVPG) vorsieht. Die nachfolgende Analyse kon-

zentriert sich auf diejenigen Einzelregelungen, die aus Sicht des Umwelt-

rechts, des Europarechts und des Verfassungsrechts rechtliche Bedenken 

aufwerfen. 

Das Anliegen der Planungsbeschleunigung ist dem Grunde nach legitim. Es 

ist jedoch nur im Rahmen der durch höherrangiges Recht gezogenen Grenzen 

verfolgbar. Der vorliegende Entwurf überschreitet diese Grenzen in mehreren 

zentralen Punkten. 

Dabei ist bereits im Ausgangspunkt strukturelle Kritik an der Beschleunigungs-

strategie zu üben. Wie der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) in 

seinem Politikimpuls vom Februar 2026 zutreffend feststellt, geht es bei Be-

schleunigungsgesetzen der jüngsten Generation nicht mehr nur um Verfah-

rens- und Organisationsoptimierungen, sondern um einen grundlegenden Pa-

radigmenwechsel zulasten materiell-rechtlicher Schutzstandards (SRU, Infra-

strukturausbau nicht auf Kosten von Natur und Umwelt beschleunigen, Politik-

impuls Februar 2026). Lange Verfahrensdauern bei der Infrastrukturzulassung 

haben ihre Ursache – wie die empirische Forschung zu Planfeststellungsver-

fahren zeigt (vgl. dazu ausführlich Köck, Beschleunigung durch Rechtsverein-

fachung - Möglichkeiten und Grenzen normativer Konkretisierung am Bei-spiel 

der landseitigen Windenergie, ZUR 2023, 470 ff.) – weder in der Öffentlich-

keitsbeteiligung noch in den völker- und unionsrechtlich begründeten Umwelt-

schutzstandards. Tatsächliche Ursachen sind:  

(1.)  die gestiegene Komplexität der zu treffenden Abwägungsentscheidun-

gen;  

(2.)  die unzureichende personelle, fachliche und digitale Ausstattung der 

Planfeststellungs- und Umweltfachbehörden; sowie  
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(3.)  die mangelnde Verfügbarkeit standardisierter Umweltdaten. 

Der vorliegende Entwurf setzt – ebenso wie zahlreiche Beschleunigungsge-

setze der vergangenen drei Jahrzehnte auf Bundes- und Länderebene – nicht 

an diesen strukturellen Ursachen an, sondern versucht Beschleunigung durch 

den Abbau von Verfahrensschutz zu erreichen. Dies ist aus rechtlichen Grün-

den, aber auch aus pragmatisch-planerischer Sicht verfehlt: Maßnahmen, die 

Umweltprüfungen und Planfeststellungsverfahren abschaffen, ersparen keine 

Zeit, wenn die eigentlichen Engpässe in der Behördenkapazität und Datenlage 

liegen. Werden zusätzlich rechtswidrige Regelungen erlassen, droht die ge-

richtliche Aufhebung der Planungen und damit eine Mehrverzögerung, die das 

Beschleunigungsziel ins Gegenteil verkehrt. 

Zu betonen ist, dass selbstredend nicht alle Regelungen des Entwurfs rechtli-

chen Bedenken begegnen. Positiv zu bewerten sind insbesondere die Rege-

lung in § 4 Abs. 3, die Bürgern und Trägern öffentlicher Belange einen An-

spruch auf Einsicht in Straßenverzeichnisse gewährt – wobei klarstellend in 

der Gesetzesbegründung festgehalten werden sollte, dass auch anerkannte 

Umwelt- und Naturschutzvereinigungen ein berechtigtes Interesse im Sinne 

der Norm haben, soweit sie damit Rechte nach dem UmwRG oder nach §§ 

63, 64 BNatSchG vorbereiten; ferner die Regelung in § 6 Abs. 2 Nr. 5, die eine 

bisher fehlende Befugnis zur Widmung beschränkt öffentlicher Wege für die 

Straßenaufsichtsbehörde schafft; sowie § 24 Abs. 1, der Anbaubeschränkun-

gen für Telekommunikationseinrichtungen aufhebt und damit den dringend 

notwendigen Ausbau des Mobilfunknetzes entlang von Staatsstraßen erleich-

tert. 

Die Analyse stützt sich im Folgenden auf die Richtlinie 2011/92/EU über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-

jekten (UVP-RL), die Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Le-

bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-RL), die Richtli-

nie 2009/147/EG über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (VRL), das 

Übereinkommen von Aarhus sowie auf einschlägige Rechtsprechung des 

EuGH und des BVerwG. 

B.  Kritische Einzelregelungen im Einzelnen 

Nachfolgend werden die als kritisch eingeschätzten Einzelregelungen näher 

erörtert. 
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I.  Entfall der Planfeststellungspflicht und der UVP für sog. „unerhebliche 

bauliche Umgestaltungen“ (§ 39 Abs. 1a SächsStrG-E i.V.m. Anlage 1 

SächsUVPG-E) 

Der Entwurf führt mit § 39 Abs. 1a SächsStrG eine neue Kategorie der „uner-

heblichen baulichen Umgestaltung“ ein, die planfeststellungsfrei gestellt wird. 

Als unerhebliche bauliche Umgestaltungen gelten nach der Gesetzesbegrün-

dung insbesondere Ersatzneubauten von Ingenieurbauwerken (Brücken, 

Stützwände) mit baulichen Anpassungen sowie vorgezogene Brückenersatz-

neubauten als unselbständige Teile von Ausbaumaßnahmen bis zu einer 

Länge von 1.500 Metern (vgl. näher die Gesetzesbegründung zu § 39 Abs. 1a 

Satz 2 Nr. 2 SächsStrG-E, S. 23 f.). Die Gesetzesbegründung stellt ausdrück-

lich klar, dass für diese Maßnahmen weder eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung noch eine Einzelfallprüfung nach dem SächsUVPG erforderlich sei. 

1. Unionsrechtliche Bedenken 

Diese pauschale Freistellung dürfte Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Anhang II Nr. 13 

lit. b) der UVP-Richtlinie 2011/92/EU (i.d.F. der Änderungsrichtlinie 

2014/52/EU) verletzen. Danach sind „Änderungen oder Erweiterungen 

von Projekten des Anhangs I oder Anhangs II“ einer Vorprüfung zu un-

terziehen, sofern diese Änderungen erhebliche nachteilige Umweltaus-

wirkungen haben können. 

Der EuGH hat in ständiger Rechtsprechung klargestellt, dass Mitglied-

staaten Projekte nicht durch nationale Kategorisierungen pauschal von 

der UVP-Pflicht ausnehmen dürfen, wenn erhebliche Umweltauswirkun-

gen im Einzelfall nicht ausgeschlossen werden können (EuGH, Urt. v. 

16.9.1999, Rs. C-435/97 – WWF, Rn. 56 ff.; Urt. v. 12.3.2013, Rs. C-

244/12 – Salzburger Flughafen, Rn. 29 ff.; Urt. v. 11.2.2015, Rs. C-

531/13 – Marktgemeinde Straßwalchen, Rn. 30 ff.). Eine nationale Re-

gelung, die für ganze Kategorien von Projekten ohne Einzelfallprüfung 

jegliche UVP-Vorprüfungspflicht ausschließt, ist mit dem Unionsrecht un-

vereinbar. Der Wegfall jeglicher Öffentlichkeits-beteiligung ist zudem vor 

dem Hintergrund von Art. 6 der Aarhus-Konvention sehr kritisch zu se-

hen 

2.  Insbesondere: rein quantitativer Längenschwellenwert  

Besondere Kritik verdient § 39 Abs. 1a Satz 2 Nr. 2 SächsStrG-E, der 

vorgezogene Brückenersatzneubauten als unselbständigen Teil von 

Ausbaustraßen bis zu einer Länge von 1.500 Metern pauschal von der 

Planfeststellungspflicht und der UVP-Vorprüfung freistellt. Dieser rein 

quantitative Längenschwellenwert genügt den Anforderungen des Uni-

onsrechts nicht. 
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Nach Anhang III Nr. 2 UVP-RL sind bei der Feststellung der UVP-Pflicht 

zwingend qualitative Kriterien zu berücksichtigen, insbesondere die öko-

logische Empfindlichkeit des betroffenen Raums, die Kumulierung mit 

anderen Projekten sowie die Größe und Art des Eingriffs. Der EuGH hat 

ausdrücklich festgehalten, dass ein Mitgliedstaat, der auf der Grundlage 

von Art. 4 Abs. 2 UVP-RL Schwellenwerte festlegt, bei denen nur der 

Größe der Projekte Rechnung getragen wird, ohne die qualitativen Krite-

rien des Anhangs III zu berücksichtigen, seinen Wertungsspielraum 

überschreitet (EuGH, Urt. v. 21.9.1999, Rs. C-392/96 – Kommission/Ir-

land, Rn. 64 ff.). 

§ 39 Abs. 1a Satz 2 Nr. 2 SächsStrG-E sieht einen rein quantitativen 

Längenschwellenwert von 1.500 Metern vor, ohne qualitative Kriterien 

nach Anhang III Nr. 2 UVP-RL – insbesondere die ökologische Empfind-

lichkeit des Einwirkungsraums oder die Kumulationswirkung mit anderen 

Projekten – in die gesetzliche Freistellungsentscheidung einzubeziehen. 

Die Normierung als gesetzliche Pauschalfreistellung ohne Einzelfallprü-

fung widerspricht damit den Anforderungen, die der EuGH in Rs. C-

392/96 und C-244/12 für mitgliedstaatliche Schwellenwertregelungen 

aufgestellt hat. 

Hinzu kommt das Problem der Kumulation: Die Summe zahlreicher, je-

weils als „unerheblich“ eingestufter Einzeleingriffe – Straßenverbreite-

rungen, Brückenersatzneubauten, Randstrukturbeseitigungen, Neben-

anlagenanpassungen – kann ökologisch erhebliche Kumulativwirkungen 

erzeugen. Der EuGH hat betont, dass die Nichtberücksichtigung der ku-

mulativen Wirkung von Projekten praktisch zur Folge hat, dass sämtliche 

Projekte einer bestimmten Art der Verträglichkeitsprüfung entzogen wer-

den können (EuGH, Urt. v. 21.9.1999, Rs. C-392/96, Rn. 75 f.). 

Die Gesetzesbegründung enthält eine Positivliste von Maßnahmen, die 

als ‚nicht-kapazitätserhöhend' eingestuft und der neuen Kategorie der 

‚unerheblichen baulichen Umgestaltung' zugeordnet werden. Sie um-

fasst u.a. Ein- und Ausfädelspuren, Links- und Rechtsabbiegerspuren, 

Seitenstreifen, Park- und Ausweichbuchten, Busbuchten, Parkplätze so-

wie Ersatzneubauten von Ingenieurbauwerken mit baulichen Anpassun-

gen an den Stand der Technik. Damit werden Maßnahmen, die faktisch 

neue Infrastrukturbestandteile schaffen, pauschal von Planfeststellungs-

pflicht und UVP-Vorprüfung freigestellt. 

Diese Einordnung ist aus unionsrechtlicher und verfassungsrechtlicher 

Sicht nicht haltbar. Es ist ein Widerspruch in sich, wenn einerseits die 

Möglichkeit zur Enteignung nach § 42 Abs. 7 SächsStrG-E und Dul-

dungspflichten nach § 9a SächsStrG-E eigens geschaffen werden müs-

sen, weil der Zugriff auf fremde Grundstücke unvermeidbar ist – und an-

dererseits behauptet wird, es handele sich nur um unerhebliche Unter-

haltung. Der eigentumsbeschränkende Gehalt dieser Maßnahmen 
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belegt gerade das Gegenteil. Die pauschale Zuweisung erheblicher Ein-

griffe zur Unterhaltung erzeugt Rechtsunsicherheit und ist geeignet, Kla-

gen und Rechtsstreitigkeiten zu provozieren, die dem Beschleunigungs-

ziel entgegenstehen. 

3.  Normative Kumulationsproblematik: Wechselwirkung mit mögli-

chen Bundesrechtsänderungen 

Ein besonders schwerwiegendes Problem ergibt sich aus der Wechsel-

wirkung des SächsStrG-E mit den gegenwärtig auf Bundesebene disku-

tierten Änderungen des BNatSchG. Der Bundesrat hat in Ziffer 58 seiner 

Stellungnahme zum sog. Infrastrukturzukunftsgesetz (InfZuG) empfoh-

len, zwei Regelungen in das Bundesrecht aufzunehmen: 

– § 14 Abs. 4 BNatSchG-E (Fiktion der Nicht-Eingriffsqualität): Die „re-

gelmäßige Unterhaltung von Verkehrsinfrastrukturen“ soll gesetzlich fin-

giert werden, nicht als Eingriff in Natur und Landschaft zu gelten – auch 

wenn diese „Unterhaltung“ bauliche Umgestaltungen im jahres- oder 

jahrzehntelangen Rhythmus umfasst. 

– § 44 Abs. 7 BNatSchG-E (Artenschutzfiktion): Die Artenschutzverbote 

nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sollen für die Unterhaltung sämtlicher Ver-

kehrswege pauschal nicht gelten, wenn die Maßnahme den anerkannten 

Regeln der Technik entspricht. 

Sollten diese Bundesratsempfehlungen in das Bundesrecht übernom-

men werden, würden „unerhebliche bauliche Umgestaltungen“ nach  

§ 39 Abs. 1a SächsStrG-E einem dreifachen Freistellungsregime unter-

liegen: kein Planfeststellungsverfahren (SächsStrG-E), kein Eingriffstat-

bestand (§ 14 Abs. 4 BNatSchG-E) und kein Artenschutzverbot (§ 44 

Abs. 7 BNatSchG-E). Das Naturschutzrecht wäre für eine praktisch be-

deutsame Klasse von Straßenbauvorhaben vollständig außer Kraft ge-

setzt. 

Dieser normative Kumulationseffekt ist nicht nur umweltpolitisch, son-

dern auch unionsrechtlich nicht hinnehmbar: Die FFH-Richtlinie und die 

Vogelschutzrichtlinie sowie die hierzu ergangene EuGH-Rechtspre-

chung (insb. zu Rs. C-435/97, C-75/18 Kommission/Irland, C-323/17) 

lassen pauschale Legalausnahmen vom Artenschutzrecht für ganze 

Vorhabenkategorien nicht zu. Der Sächsische Landtag sollte das Sächs-

StrG daher nicht so gestalten, dass es mit möglichen – ihrerseits unions-

rechtlich bedenklichen – Bundesrechtsänderungen eine kumulierte Frei-

stellung von Naturschutzstandards ermöglicht. 
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4. Lücke im Änderungsbegriff: fehlende Erfassung erheblicher Ver-

breiterungen 

§ 39 Abs. 1a Satz 1 SächsStrG-E definiert eine planfeststellungspflich-

tige „Änderung“ als Erweiterung um Fahrstreifen oder als „sonstige er-

hebliche bauliche Umgestaltung“. Dieser Änderungsbegriff ist unvoll-

ständig, da er eine erhebliche Verbreiterung des Straßenkörpers ohne 

Hinzufügen durchgehender Fahrstreifen nicht ausdrücklich erfasst. Stra-

ßenverbreiterungen, die zwar keine neuen Fahrspuren schaffen, aber 

durch Verbreiterung von Stand-, Bus- oder Radstreifen erheblich in an-

grenzende Flächen eingreifen, fallen damit möglicherweise in eine Grau-

zone. Vergleichbare Regelungen anderer Bundesländer haben den Än-

derungsbegriff in diesem Sinne ergänzt. 

5.  Verstoß gegen die FFH-Richtlinie, § 34 BNatSchG und Art. 10 

SächsVerf 

Soweit Brückenersatzneubauten und andere bauliche Umgestaltungen 

im räumlichen Zusammenhang mit Natura-2000-Gebieten stehen, greift 

Art. 6 Abs. 3 FFH-RL. Danach sind Pläne und Projekte, die einzeln oder 

in Zusammenwirkung mit anderen Plänen und Projekten ein solches Ge-

biet erheblich beeinträchtigen könnten, einer angemessenen Prüfung ih-

rer Verträglichkeit zu unterziehen. Diese Prüfungspflicht besteht unab-

hängig von der Planfeststellungspflicht und ist in § 34 Abs. 1 BNatSchG 

umgesetzt. Das BVerwG hat betont, dass der Verzicht auf ein Planfest-

stellungsverfahren nicht zugleich eine materielle Privilegierung im Hin-

blick auf naturschutzrechtliche Anforderungen bedeutet (BVerwG, Urt. v. 

25.6.2014, Az. 9 A 1.13, NVwZ 2014, 1597). 

Zusätzlich lässt der Entwurf eine Rückbindung an das Umweltstaatsziel 

des Art. 10 Abs. 1 SächsVerf vermissen. Danach ist der Schutz der Um-

welt als Lebensgrundlage – insbesondere der Gewässer, der wildleben-

den Tiere und Pflanzen sowie der Landschaft – Pflicht des Landes. Art. 

10 Abs. 2 SächsVerf garantiert zudem die Mitwirkung von Naturschutz-

verbänden an umweltbedeutsamen Verwaltungsverfahren und deren 

Klagebefugnis; diese Garantien laufen leer, wenn Verfahren entfallen. 

6.  Ausschluss von Lärmsanierungsansprüchen als unbeabsichtigte 

Folge der Legaldefinition 

Eine bisher in der Entwurfsdiskussion kaum beachtete Konsequenz der 

Einordnung von Ersatzneubauten als bloße Unterhaltungsmaßnahme 

betrifft das Lärmschutzrecht. Lärmsanierungsansprüche nach § 1 Abs. 2 

der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (16. BImSchV) setzen ei-

nen „erheblichen baulichen Eingriff" in eine vorhandene Straße voraus. 
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Mit der Legaldefinition, wonach Brückenersatzneubauten keine Ände-

rung im Sinne des Gesetzes darstellen, entfällt zugleich die materiell-

rechtliche Tatbestandsvoraussetzung für Lärmsanierungsansprüche – 

unabhängig davon, ob sich die Verkehrsbelastung seit der ursprüngli-

chen Planung erhöht hat. 

Die Gesetzesbegründung stellt in Aussicht, Straßenbaulastträger wür-

den „selbstverständlich von sich aus" auf eine freiwillige Lärmüberprü-

fung hinwirken. Dies entspricht weder der planungsrechtlichen Praxis 

noch schafft die Begründung hierfür eine rechtliche oder finanzielle 

Grundlage. Anwohnerinnen und Anwohner, die bei einem Brückener-

satzneubau auf Lärmschutz angewiesen sind, verlieren damit eine ge-

setzlich bisher gesicherte Rechtsposition, ohne dass dies in der Begrün-

dung transparent gemacht wird. Dies ist mit dem Gebot normenklarer 

und bürgerverständlicher Gesetzgebung nicht vereinbar. 

II.  Verlagerung der Zuständigkeit für die UVP-Vorprüfung auf den Vorha-

benträger (§ 39 Abs. 6 Satz 2 SächsStrG-E) 

§ 39 Abs. 6 Satz 2 SächsStrG-E überträgt die Zuständigkeit für die UVP-

Vorprüfung von der Landesdirektion Sachsen als neutraler Planfeststellungs-

behörde auf die Straßenbaubehörden. Bisher ist die Planfeststellungsbehörde 

nach § 39 Abs. 9 Satz 1 SächsStrG ausschließlich die Landesdirektion Sach-

sen. 

Die Regelung begründet einen strukturellen Interessenkonflikt. Nach § 44 Abs. 

1 Satz 1 SächsStrG ist der Freistaat Sachsen Träger der Straßenbaulast für 

Staatsstraßen. Als zuständige Straßenbaubehörde ist nach § 47 Satz 1 Nr. 1 

SächsStrG das Landesamt für Straßenbau und Verkehr (LASuV) bestimmt. 

Dasselbe LASuV nimmt nach § 48 Abs. 1 Satz 2 SächsStrG alle weiteren Auf-

gaben des Baulastträgers, insbesondere Planung, Bau und Erneuerung der 

Staatsstraßen, wahr. Das LASuV ist damit sowohl Vorhabenträger im Sinne 

der Projektverantwortung als auch zukünftig die Behörde, die über die Not-

wendigkeit einer UVP-Vorprüfung für eben diese Projekte entscheidet. 

Art. 1 Abs. 4 UVP-RL verlangt, dass der zuständigen Behörde eine sachge-

rechte und unparteiische Entscheidung möglich ist. Der EuGH hat ausgeführt, 

dass das institutionelle Gefüge des Prüfverfahrens eine effektive und unvor-

eingenommene Prüfung gewährleisten muss (EuGH, Urt. v. 4.6.2009, Rs. C-

75/08 – Mellor, Rn. 59; Urt. v. 11.4.2013, Rs. C-260/11 – Edwards, Rn. 31 ff.). 

Aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 3 Abs. 3, Art. 1 SächsVerf i.V.m. Art. 20 

Abs. 3 GG) und dem Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes (Art. 38 

SächsVerf i.V.m. Art. 19 Abs. 4 GG) folgen ergänzend Bedenken: Wer über 

die Notwendigkeit einer Umweltprüfung selbst entscheidet, unterliegt nicht den 

Kontrollmechanismen, die das Verwaltungsrecht für unabhängige 
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Entscheidungen vorsieht. 

III.  Herabstufung der UVP-Pflicht für Radschnellverbindungen in sensiblen 

Gebieten (Anlage 1 Nr. 3 SächsUVPG-E) 

Auch wenn grundsätzlich die Abschaffung von Umweltprüfverfahren für Rad-

wege zur Beschleunigung des Ausbaus des Radverkehrsnetzen vertretbar er-

scheint, geht der Entwurf hier zu weit. 

Der Entwurf ordnet nämlich auch Radschnellverbindungen in der neuen An-

lage 1 Nr. 3 SächsUVPG als Kategorie „A“ (allgemeine Vorprüfung) ein – auch 

dann, wenn diese Vorhaben in Schutzgebieten nach Nr. 2 Buchstabe c der 

Anlage 1 verlaufen oder solche Gebiete berühren. Für diese besonders sen-

siblen Gebiete sah die bisherige Nr. 2 Buchst. c eine Pflicht zur sofortigen 

UVP (Kategorie „X“) vor. 

Die Herabstufung widerspricht dem erhöhten Schutzniveau, das das Unions-

recht für Natura-2000-Gebiete vorsieht. Gemäß Art. 4 Abs. 1 UVP-RL i.V.m. 

Anhang III Nr. 2 lit. a) und b) sind bei der Vorprüfung insbesondere der ökolo-

gische Wert und die Empfindlichkeit des Einwirkungsbereichs zu gewichten. 

Unabhängig davon besteht für Projekte in und bei Natura-2000-Gebieten in je-

dem Fall die FFH-Verträglichkeitsprüfungspflicht nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL 

i.V.m. § 34 BNatSchG. Der EuGH hat klargestellt, dass in der Vorprüfungs-

phase Maßnahmen zur Schadensbegrenzung nicht berücksichtigt werden dür-

fen (EuGH, Urt. v. 12.4.2018, Rs. C-323/17 – People Over Wind, Rn. 35 ff.). 

Radschnellverbindungen sind eigenständige Infrastrukturvorhaben mit erhebli-

chem Eingriffspotenzial (Querschnittsbreiten von 5 m und mehr, eigene Tras-

sierungen). Die Einordnung in dieselbe UVP-Kategorie wie unselbständige 

Gehwege wird der tatsächlichen Eingriffsrelevanz nicht gerecht. 

Die unter B.I.3 beschriebene normative Kumulationsproblematik wirkt sich 

auch hier aus: Radschnellverbindungen in der Kategorie „A“ im Zusammen-

spiel mit möglichen bundesrechtlichen Artenschutzfiktionen (§ 44 Abs. 7 

BNatSchG-E) würden dazu führen, dass Vorhaben in oder bei Natura-2000-

Gebieten ohne individuelle Artenschutzprüfung und ohne obligatorische UVP 

zugelassen werden könnten. Dies ist mit Art. 6 Abs. 3 FFH-RL und dem 

EuGH-Urteil in Rs. C-323/17 unvereinbar. 

IV.  Verlängerungsoption für Planfeststellungsbeschlüsse und Aktualität der 

Umweltprüfung (§ 39 Abs. 8 SächsStrG-E) 

Der neue § 39 Abs. 8 SächsStrG-E verlängert die Geltungsdauer von 
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Planfeststellungsbeschlüssen von bisher zehn Jahren auf bis zu fünfzehn 

Jahre (zehn Jahre Grundlaufzeit, einmalige Verlängerungsoption um fünf 

Jahre). Für die Verlängerungsentscheidung ist lediglich eine begrenzte Anhö-

rung ohne Erörterungstermin vorgesehen. 

Art. 8a Abs. 1 lit. b) UVP-RL verpflichtet die zuständige Behörde, Maßnahmen 

zur Vermeidung, Verringerung und Kompensation erheblicher nachteiliger 

Umweltauswirkungen festzulegen. Diese Festlegungen müssen auf einer be-

lastbaren und aktuellen Umweltgrundlage beruhen. Wenn ein Planfeststel-

lungsbeschluss nach fünfzehn Jahren noch Geltung beansprucht, ohne dass 

eine vollständige Neubewertung stattgefunden hat, besteht das erhöhte Ri-

siko, dass die ursprünglichen Umweltannahmen durch zwischenzeitliche Än-

derungen überholt sind (geänderter Erhaltungszustand von Schutzgebieten, 

neue artenschutzrechtliche Erkenntnisse, veränderte Klimabedingungen). 

In zehn von sechzehn Bundesländern beträgt die Bindungsfrist des Planfest-

stellungsbeschlusses fünf Jahre mit einmaliger Verlängerungsmöglichkeit um 

weitere fünf Jahre. Planfeststellungsbeschlüsse, die nach zehn Jahren noch 

nicht umgesetzt wurden, werfen regelmäßig die Frage auf, ob das Vorhaben 

noch realisierungswillig und -fähig ist. Die Verlängerungsoption kann in der 

Praxis zur Verschleppung führen und die Realisierung überholter Planungen 

ermöglichen – ein Ergebnis, das dem erklärten Beschleunigungsziel des Ent-

wurfs direkt widerspricht. Dies steht zudem in Spannung zu Art. 10 Abs. 1 

SächsVerf. 

V.  Enteignung ohne vorherige Planfeststellung (§ 42 Abs. 7 SächsStrG-E 

i.V.m. § 43 Abs. 1 Satz 2 SächsStrG-E) 

§ 42 Abs. 7 SächsStrG-E erstreckt die Voraussetzungen der vorzeitigen Be-

sitzeinweisung auf Maßnahmen der unerheblichen baulichen Umgestaltung, 

ohne dass eine vorherige Planfeststellung erforderlich ist. Ergänzend ermög-

licht § 43 Abs. 1 Satz 2 SächsStrG-E erstmals die Enteignung zum Zweck der 

unerheblichen baulichen Umgestaltung. Beide Instrumente gemeinsam erlau-

ben damit Grundstückszugriffe mit unterschiedlicher Eingriffsintensität ohne 

die planungsrechtliche Vorwirkung eines Planfeststellungsverfahrens. 

1.  Verfassungsrechtliche Bedenken (Art. 14 Abs. 3 GG; Art. 31, 32 

SächsVerf) 

Art. 14 Abs. 3 GG und die gleichrangige Eigentumsgarantie des Art. 31 

i.V.m. Art. 32 SächsVerf lassen eine Enteignung nur zum Wohl der All-

gemeinheit und bei Vorliegen hinreichend bestimmter gesetzlicher 

Grundlagen und prozeduraler Schutzgarantien zu (BVerfGE 24, 367 – 

Deichordnung; BVerfGE 74, 264; BVerfGE 95, 1). Das 
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Planfeststellungsverfahren erfüllt im Straßenrecht traditionell die Funk-

tion, die enteignungsrechtliche Vorwirkung vorzubereiten. Das BVerwG 

hat festgehalten, dass alle Einwände gegen die Rechtmäßigkeit des 

Vorhabens im Planfeststellungsverfahren vorgebracht werden können 

und müssen (BVerwGE 67, 74 = Urt. v. 18.3.1983, Az. 4 C 80.79, Rn. 76 

ff.; bestätigt durch BVerwG, Urt. v. 16.3.2006, Az. 4 A 1075.04). Ohne 

dieses Verfahren fehlt der prozessuale Schutzrahmen vollständig. 

Das Bestimmtheitsgebot aus Art. 20 Abs. 3 GG i.V.m. Art. 1 SächsVerf 

wird gleichermaßen verletzt: Der Begriff der „unerheblichen baulichen 

Umgestaltung“ ist trotz der Regelbeispiele in der Gesetzesbegründung 

in erheblichem Maße unbestimmt. Für eine so weitreichende Eingriffser-

mächtigung fehlt es an der nach dem Bestimmtheitsgebot erforderlichen 

hinreichend konkreten gesetzlichen Umgrenzung. Das Rechtsschutzde-

fizit nach Art. 19 Abs. 4 GG und Art. 38 SächsVerf ist entsprechend. 

Und offenkundig beachtet der Gesetzesentwurf hier nicht, dass diese 

Regelung auch potentiell eher geeignet ist, Verfahren zu verzögern. 

Wenden sich nämlich betroffene Eigentümer und Eigentümerinnen ge-

gen die Besitzeinweisung im Eilrechtsschutz, dann fehlt es für die Ent-

eignungsentscheidung an der enteignungsrechtlichen Vorwirkung der 

Planfeststellung oder Plangenehmigung mit der Folge, dass Betroffene 

selbstredend berechtigt sind, die Einwände, die sie gegen die Zulässig-

keit einer vorzeitigen Besitzeinweisung oder Enteignung im Planfeststel-

lungsverfahren hätten vortragen können, nunmehr im Besitz- oder Ent-

eignungsverfahren geltend machen können. So werden dann fachliche 

und spezifisch umweltrechtliche und öffentlich-rechtliche Fragestellun-

gen ins zivilgerichtliche Enteignungsverfahren verlagert und werden Ge-

richte mit Fragen konfrontiert, zu denen sich mangels Vorbefassung 

nicht sachkundig sind. Dies dürfte eher zur Verzögerung von Verfahren, 

denn zu ihrer Beschleunigung führen. 

2. Vollendete Tatsachen vor jeder Zulassungsentscheidung 

Eng verwandt mit diesem verfassungsrechtlichen Problem ist die Frage 

der Irreversibilität. Auf Bundesebene hat der Regierungsentwurf des Inf-

ZuG in § 17 FStrG, § 18 AEG und § 14 WaStrG die Voraussetzungen für 

vorläufige Anordnungen erheblich abgesenkt und dabei insbesondere 

das Erfordernis der Reversibilität der Maßnahme gestrichen. Dies er-

möglicht die Ausführung irreversibler Teilbauvorhaben vor Abschluss der 

Zulassungsentscheidung, was Art. 2 Abs. 1 UVP-RL widerspricht, der 

eine vollständige Prüfung vor der Genehmigung verlangt. 

Für das SächsStrG-E gilt dies entsprechend: Indem Enteignungen ohne 

vorherige Planfeststellung möglich werden, können Grundstücke in An-

spruch genommen und Baumaßnahmen durchgeführt werden, bevor 
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überhaupt eine umfassende rechtliche Prüfung stattgefunden hat. Sind 

Geländeeingriffe, Baumfällungen oder Gründungsarbeiten erst einmal 

erfolgt, können gerichtliche Rechtsbehelfe die Situation faktisch nicht 

mehr reversibel korrigieren. Dieser Effekt betrifft nicht nur privates Ei-

gentumsrecht, sondern auch die Naturschutzrechtslage. 

VI.  Duldungspflichten für „unerhebliche bauliche Umgestaltungen“ (§ 9a 

SächsStrG-E) 

§ 9a SächsStrG-E verpflichtet Grundstückseigentümer und andere Berech-

tigte, das Betreten und die vorübergehende Benutzung ihrer Grundstücke für 

unerhebliche bauliche Umgestaltungen zu dulden. Abs. 3 schließt für Inhaber 

von Sondernutzungserlaubnissen jeden Entschädigungsanspruch für Behin-

derungen und Unterbrechungen aus. Auf seine Interessen ist Rücksicht zu 

nehmen. 

Wie oben unter B.V. ausgeführt, ermöglicht der Entwurf – parallel zu dem auf 

Bundesebene kritisierten Wegfall der Reversibilitätsanforderungen bei vorläu-

figen Anordnungen – bauliche Maßnahmen, die faktisch irreversibel sind, be-

vor eine gerichtliche Kontrolle greifen kann. § 9a SächsStrG-E sieht lediglich 

eine vierwöchige Ankündigungsfrist vor und gibt Betroffenen kein effektives 

Recht auf vorhergehende gerichtliche Überprüfung. Sind einmal Baumfällun-

gen, Gehölzräumungen, Bodenabtragungen oder der Abbruch baulicher Anla-

gen erfolgt, ist der Zustand nicht mehr wiederherstellbar. 

Die Duldungspflicht stellt einen Eingriff in das Eigentumsrecht (Art. 14 GG, Art. 

31 SächsVerf) dar. Besonders kritisch ist die mögliche kumulative Eingriffsin-

tensität: Die Summe zahlreicher, jeweils „unerheblicher“ Einzelmaßnahmen – 

Verbreiterungen, Randstrukturbeseitigungen, Neuanlage kleiner Bauwerke, 

Verlust von Saumbiotopen – kann ökologisch erhebliche Kumulativwirkungen 

erzeugen. Das Unionsrecht verlangt eine Berücksichtigung kumulativer Wir-

kungen (Anhang III Nr. 1 lit. b) UVP-RL; EuGH C-392/96, Rn. 75 f.). § 9a 

SächsStrG-E schafft für diese Kumulation keinen institutionellen Prüfrahmen.  

VII. Einvernehmenspflicht bei kommunaler Straßenbepflanzung (§ 28 Abs. 2 

Satz 2 SächsStrG-E) 

Der neue § 28 Abs. 2 Satz 2 SächsStrG-E sieht vor, dass die Bepflanzung des 

Straßenkörpers durch Gemeinden, die nicht Straßenbaulastträger sind, künftig 

im Einvernehmen mit dem Träger der Straßenbaulast vorzunehmen ist. Das 

Einvernehmen verleiht dem Straßenbaulastträger ein Vetorecht gegenüber 

kommunalen Bepflanzungsentscheidungen. 
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Auch hier zeigt sich eine Parallele zu aktuellen Bestrebungen auf Bundes-

ebene. Der Regierungsentwurf des InfZuG (BT-Drs. 21/4099) wandelt in § 19 

Abs. 3 WHG das Einvernehmenserfordernis der Wasserbehörde in ein bloßes 

Benehmenserfordernis um. Während das Einvernehmen ein Vetorecht ein-

räumt, kann sich die Planfeststellungsbehörde dort über das Benehmen hin-

wegsetzen. Dort wechselt also die Änderung vom Einvernehmen zum Beneh-

men in Richtung Abbau; die Änderung des SächsStrG geht in die umgekehrte 

Richtung: Auf der kommunalen Ebene wird das Benehmen zum Einverneh-

men erhöht, was für Gemeinden eine zusätzliche Restriktionsebene bedeutet. 

Beide Änderungen sind erkennbar Teil eines systemischen Musters: Fachbe-

hörden und lokale Akteure verlieren durch diese Veränderungen an sachlicher 

Kontrolle über fachliche und räumliche Entscheidungen in ihrem Verantwor-

tungsbereich. 

Die kommunale Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 Abs. 2 GG; Art. 82 Abs. 2 

SächsVerf) schützt die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft. Bepflan-

zung und Gestaltung des Straßenraums in Ortsdurchfahrten ist dem örtlichen 

Wirkungskreis der Gemeinde zuzuordnen. Ein Vetorecht des Straßenbaulast-

trägers ohne Abwägungsmöglichkeit der Gemeinde greift in die Gestaltungs-

freiheit ein. In keinem anderen Bundesland findet sich soweit erkennbar eine 

vergleichbare Einvernehmenspflicht. 

Bepflanzung von Straßen und Ortsdurchfahrten ist angesichts der Klimaerhit-

zung eine bedeutende Anpassungsmaßnahme, die gerade auf lokaler Ebene 

von hoher Relevanz ist und dort eine einfache und wirksame Klimaanpas-

sungsmaßnahme darstellt. Der neue Vorbehalt des Einvernehmens gefährdet 

die Fähigkeit der Gemeinden, diese Klimaanpassungsmaßnahmen zügig und 

eigenverantwortlich umzusetzen. Klimaschutz und Klimaanpassung sind als 

Staatsziele in Art. 20a GG sowie in Art. 10 Abs. 1 SächsVerf verankert. Es 

wird empfohlen, „Einvernehmen“ durch „Benehmen“ zu ersetzen. 

VIII.  Verordnungsermächtigung für Wahlwerbung (§ 18 Abs. 2a SächsStrG-E) 

§ 18 Abs. 2a SächsStrG-E ermächtigt die oberste Straßenbaubehörde, im Ein-

vernehmen mit dem Staatsministerium des Innern durch Rechtsverordnung 

Vorgaben für die Sondernutzung für Wahlsichtwerbung zu machen. Regelun-

gen zur Wahlwerbung im öffentlichen Straßenraum betreffen das demokrati-

sche Grundrecht der freien Wahl (Art. 38 Abs. 1 GG, Art. 4 SächsVerf) und 

kommunikative Grundrechte (Art. 5 Abs. 1 GG, Art. 20 SächsVerf). Es handelt 

sich damit um eine wesentliche Frage, die nach der Wesentlichkeitstheorie 

des BVerfG einer parlamentsgesetzlichen Regelung bedarf (BVerfGE 49, 89 – 

Kalkar; BVerfGE 101, 1). Art. 75 Abs. 1 Satz 2 SächsVerf verlangt zusätzlich, 

dass Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigung im Gesetz bestimmt wer-

den; die geplante Ermächtigung überlässt dies nahezu vollständig der Exeku-

tive. Es wird empfohlen, die wesentlichen Grundsätze unmittelbar im 
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SächsStrG zu verankern. 

IX. Rückwirkungsproblematik bei § 54 Abs. 3 und 4 SächsStrG-E 

§ 54 Abs. 3 Satz 6 SächsStrG-E bestimmt, dass eine fristgerechte Aufnahme 

in das Bestandsverzeichnis als erfolgt gilt, wenn „bis zum Fristende die Ausle-

gung zur öffentlichen Einsichtnahme begonnen hat". Diese Neuregelung 

knüpft Rechtsfolgen an einen bereits abgelaufenen und abgeschlossenen 

Sachverhalt – nämlich einen Vorgang, der bis zum 31. Dezember 2022 hätte 

eintreten müssen. Da der Tatbestand in der Vergangenheit liegt und abge-

schlossen ist, handelt es sich um eine echte Rückwirkung im Sinne der verfas-

sungsrechtlichen Dogmatik. 

Eine echte Rückwirkung ist nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts nur unter engen Voraussetzungen zulässig, insbesondere 

wenn kein schutzwürdiges Vertrauen Betroffener verletzt wird, ein zwingender 

Grund des Gemeinwohls dies rechtfertigt oder der Betroffene mit der Geset-

zesänderung rechnen musste (BVerfGE 13, 261; BVerfGE 132, 302, Rn. 41 

ff.). Die Gesetzesbegründung beschränkt sich auf den Hinweis, die Regelung 

sei aufgrund von Unklarheiten in der Verwaltungspraxis zur 'Klarstellung' not-

wendig. Eine subsumtionsfähige verfassungsrechtliche Rechtfertigung – etwa 

das Vorliegen eines zwingenden Grundes des Gemeinwohls oder die fehlende 

Schutzwürdigkeit des Vertrauens der Betroffenen – enthält sie nicht. Der 

bloße Verweis auf behördliche Praxisunsicherheiten genügt den vom BVerfG 

(BVerfGE 13, 261; 132, 302) aufgestellten Anforderungen an die Zulässigkeit 

echter Rückwirkung nicht. Dem Sächsischen Landtag wird empfohlen, die 

Verfassungskonformität dieser Rückwirkungsanordnung vor Verabschiedung 

des Gesetzes eingehend zu prüfen. 

C.  Gesamtbewertung 

Der Gesetzentwurf enthält in mehreren Regelungsbereichen Ansätze, die mit 

höherrangigem Recht – namentlich der europäischen UVP-Richtlinie, der 

FFH-Richtlinie, den Grundrechten des Grundgesetzes sowie der Sächsischen 

Verfassung – nur schwer oder gar nicht vereinbar sind: 

§ 39 Abs. 1a SächsStrG-E verstößt gegen Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Anhang II Nr. 

13 lit. b) UVP-RL, weil die Regelung bestimmte Vorhabenkategorien pauschal 

von der UVP-Vorprüfungspflicht ausnimmt. Der vorgesehene rein quantitative 

Längenschwellenwert von 1.500 Metern missachtet die qualitativen Kriterien 

des Anhang III UVP-RL, wie sie der EuGH in der Rechtssache C-392/96 ver-

bindlich konkretisiert hat. Hinzu kommt ein unvollständiger Änderungsbegriff, 

der erhebliche Straßenverbreiterungen unterhalb der Fahrstreifenschwelle 
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nicht erfasst. Im Zusammenspiel mit den auf Bundesebene diskutierten Ände-

rungen des BNatSchG droht eine normative Kumulationswirkung, die den Na-

turschutz für eine praktisch bedeutsame Klasse von Straßenbauvorhaben 

weitgehend außer Kraft setzt; dies steht zugleich in Spannung zu dem in Art. 

10 SächsVerf verankerten Umweltstaatsziel. 

§ 39 Abs. 6 Satz 2 SächsStrG-E überträgt die Zuständigkeit für die UVP-

Vorprüfung auf das Landesamt für Straßenbau und Verkehr (LASuV), das 

nach §§ 47, 48 SächsStrG zugleich als Vorhabenträger für Planung und Bau 

der Staatsstraßen tätig ist. Dieser strukturelle Interessenkonflikt ist mit dem 

Gebot der unparteiischen Entscheidung nach Art. 1 Abs. 4 UVP-RL unverein-

bar und verletzt darüber hinaus das Rechtsstaatsprinzip nach Art. 1 SächsVerf 

i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG sowie die Rechtsschutzgarantie des Art. 38 Sächs-

Verf. 

Die neue Anlage 1 Nr. 3 SächsUVPG-E stuft Radschnellverbindungen und 

ähnliche Vorhaben auch in sensiblen Gebieten lediglich in die Kategorie der 

allgemeinen Vorprüfung (Kategorie A) herab; dies ist mit den erhöhten Schutz-

anforderungen des Anhang III Nr. 2 UVP-RL für ökologisch empfindliche 

Räume unvereinbar. Unabhängig davon bleibt die FFH-

Verträglichkeitsprüfungspflicht nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL bestehen, da der 

EuGH in der Rechtssache C-323/17 klargestellt hat, dass Minderungsmaß-

nahmen in der Vorprüfungsphase nicht berücksichtigt werden dürfen. Im Zu-

sammenspiel mit einem möglichen § 44 Abs. 7 BNatSchG-E besteht eine er-

höhte normative Kumulationsgefahr. 

§ 39 Abs. 8 SächsStrG-E verlängert die Geltungsdauer von Planfeststellungs-

beschlüssen auf bis zu fünfzehn Jahre, ohne eine vollständige Neubewertung 

der Umweltgrundlagen sicherzustellen; dies gefährdet die nach Art. 8a UVP-

RL geforderte Aktualität der Umweltprüfung und steht in Spannung zu dem in 

Art. 10 SächsVerf verankerten Umweltschutzstaatsziel. Die Verlängerungsop-

tion widerspricht zudem dem erklärten Beschleunigungsziel des Entwurfs, weil 

sie die Realisierung überholter Planungen ermöglicht. 

§§ 42 Abs. 7 und 43 Abs. 1 Satz 2 SächsStrG-E ermöglichen Enteignungen 

für sogenannte unerhebliche bauliche Umgestaltungen ohne vorherige Plan-

feststellung und damit ohne den prozessualen Schutzrahmen, den Art. 14 

Abs. 3 GG sowie Art. 31 und 32 SächsVerf voraussetzen. Zugleich verstößt 

die Regelung gegen das Bestimmtheitsgebot, da der Begriff der unerheblichen 

baulichen Umgestaltung für eine so weitreichende Eingriffsermächtigung nicht 

hinreichend konturiert ist. Die Möglichkeit, irreversible Vollzugsmaßnahmen 

vor Abschluss der Zulassungsentscheidung durchzuführen, widerspricht Art. 2 

Abs. 1 UVP-RL und verletzt die Rechtsschutzgarantie nach Art. 19 Abs. 4 GG 

und Art. 38 SächsVerf. 

§ 9a SächsStrG-E begründet weitreichende Duldungspflichten für bauliche 

Maßnahmen, ohne einen effektiven Vorabrechtsschutz sicherzustellen; dies 
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begegnet Bedenken unter Art. 14 GG und Art. 31 SächsVerf sowie unter Art. 

19 Abs. 4 GG und Art. 38 SächsVerf. Da die Regelung keinen institutionellen 

Prüfrahmen für die kumulativen Folgen zahlreicher, jeweils als unerheblich 

eingestufter Einzeleingriffe vorsieht, drohen ökologisch erhebliche Kumulativ-

wirkungen, die weder unionsrechtlich noch verfassungsrechtlich tolerierbar 

sind. 

§ 54 Abs. 3 Satz 6 SächsStrG-E knüpft Rechtsfolgen an einen bereits abge-

schlossenen Tatbestand (Fristende 31. Dezember 2022) und begründet damit 

eine echte Rückwirkung im verfassungsrechtlichen Sinne. Da die Gesetzesbe-

gründung keinerlei Rechtfertigung für das Vorliegen einer der anerkannten 

Ausnahmen liefert, begegnet die Regelung erheblichen verfassungsrechtli-

chen Bedenken (Art. 20 Abs. 3 GG, Art. 1 SächsVerf). 

§ 28 Abs. 2 Satz 2 SächsStrG-E unterwirft kommunale Bepflanzungsentschei-

dungen einem Einvernehmensvorbehalt des Straßenbaulastträgers und greift 

damit in die durch Art. 28 Abs. 2 GG und Art. 82 Abs. 2 SächsVerf garantierte 

kommunale Selbstverwaltung ein. Die Regelung behindert die Fähigkeit der 

Gemeinden, Klimaanpassungsmaßnahmen eigenverantwortlich umzusetzen, 

was in Spannung zu Art. 20a GG und Art. 10 SächsVerf steht. Sie ist zudem 

Teil eines systemischen Musters, das Fachbehörden und lokale Entschei-

dungsträger zugunsten zentralisierter Planungsinteressen schwächt. 

§ 18 Abs. 2a SächsStrG-E ermächtigt die Exekutive zum Erlass von Regelun-

gen für die Wahlsichtwerbung im Straßenraum, ohne die wesentlichen 

Grundsätze selbst gesetzlich zu verankern; dies verstößt gegen die Wesent-

lichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 49, 89 – Kalkar) 

und gegen das Bestimmtheitserfordernis des Art. 75 Abs. 1 Satz 2 SächsVerf. 

Da Regelungen zur Wahlwerbung in die durch Art. 82 Abs. 2 SächsVerf ge-

schützte kommunale Selbstverwaltung eingreifen können, bedarf es einer par-

lamentsgesetzlichen Grundlage. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die Legaldefinition der Ersatzneubau-

ten als bloße Unterhaltungsmaßnahme in § 39 Abs. 1a SächsStrG-E eine im 

Entwurf nicht transparent gemachte Konsequenz hat: Der Tatbestand des „er-

heblichen baulichen Eingriffs" nach § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV wird für diese 

Maßnahmen ausgeschlossen, sodass betroffene Anwohnerinnen und Anwoh-

ner Lärmsanierungsansprüche verlieren, ohne dass die Begründung dies ein-

räumt. 

Der Gesetzentwurf ist als Teil einer bundesweiten Welle von Beschleuni-

gungsgesetzen einzuordnen, die vorrangig auf den Abbau verfahrensrechtli-

cher Schutzstandards setzen, statt die tatsächlichen strukturellen Ursachen 

langer Verfahrensdauern zu adressieren (SRU, Politikimpuls Februar 2026). 

Soweit rechtswidrige Regelungen verabschiedet werden, ist mit gerichtlichen 

Aufhebungen von Planfeststellungsbeschlüssen und unionsrechtlichen Ver-

tragsverletzungsverfahren zu rechnen, die das Beschleunigungsziel ins 
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Gegenteil kehren. Gleiches gilt für eine normenkontrollgerichtliche Prüfung 

durch den Sächsischen Verfassungsgerichtshof (Art. 81 SächsVerf). 

D.  Empfehlungen für wirksame und rechtssichere Beschleunigung 

Eine wirksame Beschleunigung von Infrastrukturverfahren muss an den tat-

sächlichen Ursachen langer Verfahrensdauern ansetzen. Auf Grundlage der 

vorstehenden Analyse und im Vergleich mit entsprechenden Empfehlungen 

auf Bundesebene werden die folgenden Maßnahmen vorgeschlagen: 

I.  Adressierung der strukturellen Ursachen langer Verfahrensdauern 

Lange Verfahrensdauern sind nicht das Ergebnis überbordender Umwelt-

schutzstandards, sondern haben strukturelle Ursachen (vgl. auch Köck, Be-

schleunigung durch Rechtsvereinfachung, a.a.O.; SRU, Politikimpuls Februar 

2026, a.a.O.): 

– Komplexität der Abwägungsentscheidungen: In den vergangenen drei 

Jahrzehnten sind die wissenschaftlichen Erkenntnisse über Klima, Um-

welt und Natur massiv gewachsen. Die Behörden müssen diese Wis-

sensdichte bewältigen; dies erfordert Kapazitäten, nicht deren Abbau. 

– Unzureichende Ausstattung von Planfeststellungs- und Umweltfachbe-

hörden: Die Landesdirektion Sachsen, das Landesamt für Umwelt, 

Landwirtschaft und Geologie (LfULG) und die unteren Naturschutzbe-

hörden sind in der Regel personell und digital unterausgestattet. Dies – 

nicht die verfahrensrechtlichen Schutzstandards – ist der entscheidende 

Engpass. 

– Mangelnde Verfügbarkeit standardisierter Umweltdaten: Artenschutzprü-

fungen, FFH-Verträglichkeitsprüfungen und Prüfungen nach der Was-

serrahmenrichtlinie erfordern belastbare Daten, die in vielen Bereichen 

nicht in standardisierter Form verfügbar sind. Dies führt zu zeitaufwändi-

gen Gutachten und häufigen Ergebnisstreitigkeiten. 

II.  Konkrete Alternativvorschläge 

Nachfolgend werden einige Vorschläge für Beschleunigungsmaßnahmen un-

terbreitet, die nach den Erfahrungen in der Praxis tatsächlich Wirksamkeit ver-

sprechen und zugleich verfahrensrechtliche und materiell-rechtliche Umwelt-

standards wahren. 
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1.  Obligatorische Antragskonferenz für Planfeststellungsverfahren 

Die bisher fakultative Antragsbesprechung vor Einleitung des Planfest-

stellungsverfahrens sollte zu einer obligatorischen qualifizierten Antrags-

konferenz ausgebaut werden. In dieser Konferenz klären Vorhabenträ-

ger, Planfeststellungsbehörde, Träger öffentlicher Belange und aner-

kannte Naturschutzvereine den Untersuchungsrahmen, offensichtliche 

Konfliktpunkte und Alternativenoptionen im Vorfeld verbindlich ab. Erfah-

rungen zeigen, dass eine solche frühzeitige Einbeziehung aller Beteilig-

ten den späteren Verfahrensaufwand erheblich reduziert und Klagen mi-

nimiert. 

2.  Personaloffensive für Planfeststellungs- und Umweltfachbehörden 

Eine konsequente Verbesserung der personellen, fachlichen und digita-

len Ausstattung der Landesdirektion Sachsen, des LfULG und der unte-

ren Naturschutzbehörden ist die wirksamste Beschleunigungsmaß-

nahme überhaupt. Nur eine Verwaltung und Gerichtsbarkeit, die über 

ausreichende Kapazitäten verfügt, kann Verfahren zügig und rechtssi-

cher durchführen. Die Bereitstellung von Haushaltsmitteln muss gezielt 

auf diese Engpässe ausgerichtet werden. 

3.  GIS-basierte Umweltdateninfrastruktur für Sachsen 

Der Freistaat Sachsen sollte gezielt in eine GIS-basierte, flächende-

ckende Umweltdateninfrastruktur investieren, die aktuelle Daten zu Vor-

kommen geschützter Arten, zum Zustand von Biotopen, zur Bodenquali-

tät und zur Gewässerqualität in standardisierter Form bereitstellt. Stan-

dardisierte Bewertungsmaßstäbe für FFH-Verträglichkeitsprüfungen und 

Artenschutzprüfungen können den zeitlichen Aufwand für Gutachten er-

heblich reduzieren und Ergebnisstreitigkeiten minimieren. Der zuneh-

mende Einsatz KI-gestützter Softwaretools nach dem Vorbild anderer 

EU-Staaten sollte gefördert werden. 

4. Frühzeitiger Rechtsschutz anstatt Ausweitung planungsrechtlicher 

Präklusionen 

Der Zugang zum Rechtsschutz sollte nicht weiter eingeschränkt, son-

dern früher geöffnet werden. Die Tendenz, gerichtlichen Rechtsschutz 

erst am Ende langer Planungsprozesse zu gewähren, hat für die Pro-

jektverwirklichung gravierendere Folgen als ein frühzeitiger Rechts-

schutz, weil jahrelange Planung am Ende ad absurdum geführt werden 

kann. Die Einführung von Normenkontrollmöglichkeiten gegen frühzei-

tige raumordnerische Vorausentscheidungen sowie die Stärkung 
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informeller Beteiligungsrechte im Frühstadium von Planungen sind be-

wirksamere Instrumente, die der Freistaat Sachsen auch eigenständig 

nutzen könnte. 

5.  Frühzeitige informelle Beteiligung 

Es bedarf einer frühzeitigen informellen Beteiligung der Öffentlichkeit 

und der Umweltverbände bereits vor Einreichung des Antrags auf Plan-

feststellung, um Konflikte zu entschärfen, Planungsalternativen zu identi-

fizieren und die Akzeptanz zu erhöhen. Die Erfahrungen mit frühzeitigen 

Dialog- und Beteiligungsformaten zeigen, dass die Einbindung der Be-

troffenen die späteren formellen Verfahren beschleunigt und klageträch-

tige Konflikte vermeidet. 

6.  Gesetzgebungstechnische Mindeststandards: Synopse und Orien-

tierung am Handbuch der Rechtsförmlichkeit 

Änderungsgesetze, die wie der vorliegende Entwurf zahlreiche Bestim-

mungen eines komplexen Fachgesetzes zeitgleich verändern, sollten als 

Formulierungshilfe stets eine Synopse enthalten, die die Änderungen im 

Kontext des Gesamtgesetzes erkennbar macht. Das Bundesministerium 

der Justiz hat hierfür im „Handbuch der Rechtsförmlichkeit" (4. Auflage 

2024, BAnz AT 31.10.2024 B4) entsprechende Empfehlungen formuliert. 

Der vorliegende Entwurf verzichtet auf eine Synopse, was die parlamen-

tarische Beratung sowie die Identifizierung von Regelungswidersprü-

chen und unbeabsichtigten Wechselwirkungen erheblich erschwert. Es 

wird empfohlen, künftigen Änderungsgesetzen regelmäßig eine vollstän-

dige Synopse beizufügen. 

7.  Praxischeck für Beschleunigungsgesetze 

Neue Beschleunigungsgesetze sollten künftig vor ihrem Erlass einem 

Praxischeck unter Einbeziehung der betroffenen Verwaltungen, Träger 

öffentlicher Belange, der Vorhabenträger und der Zivilgesellschaft unter-

zogen werden. Beschleunigungsgesetze, die ohne Rückkoppelung mit 

dem Vollzug erlassen werden, erzeugen häufig neue Rechtsrisiken und 

Auslegungsstreitigkeiten, die ihrerseits zu Verzögerungen führen – wie 

zahlreiche Evaluierungen bundesdeutscher Beschleunigungsgesetze 

der vergangenen drei Jahrzehnte zeigen (vgl. Köck, Beschleunigung 

durch Rechtsvereinfachung, a.a.O.). 

Leipzig, den 05.03.2026 

       RAin Dr. iur. Franziska Heß 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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